
  
 
 
 
 
 
 

STADTRAT  Aktennummer 1 - 302 
Sitzung vom 17. März 2016 

 Ressort Präsidiales 

 
 

23. Erheblich erklärte Vorstösse – 2-Jahresfrist 

 
Der Stadtrat verlängert die Frist von zwei erheblich erklärten Vorstössen und schreibt ein 
Postulat ab. 
 

Sachlage 

Art. 34 Abs. 2 und Art. 35 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Stadtrates vom 20. März 2003 
(SGR 151.1) verpflichten den Gemeinderat, erheblich erklärte Motionen und Postulate innert 
zwei Jahren seit ihrer Erheblicherklärung zu erfüllen und Antrag auf Abschreibung oder – falls 
noch nicht erfüllt – auf Verlängerung der Frist zur Realisierung der Vorstösse zu stellen. 
 
Pflichten des Gemeindera-
tes 

Art. 34 1 Der Gemeinderat erfüllt erheblich erklärte Motionen und Postu-

late, die keine Frist setzen, so rasch wie möglich, spätestens innert zwei Jah-

ren seit ihrer Erheblicherklärung. 

2 Kann eine Frist für die Erfüllung nicht eingehalten werden, ersucht der Ge-

meinderat den Stadtrat vor Ablauf der Frist um eine Verlängerung. 
  
Erledigung Art. 35 1 Die erheblich erklärten Motionen und Postulate müssen abge-

schrieben werden, 

a) wenn sie erfüllt sind; 

b) wenn sie grundsätzlich nicht erfüllbar sind. 

2 Die Gesuche um Abschreibung der parlamentarischen Vorstösse werden dem 

Stadtrat gemeinsam mit den Fristverlängerungsanträgen oder im Zusammen-

hang mit einem entsprechenden Geschäft unterbreitet. 
  

 
Im Übrigen sind parlamentarische Vorstösse von Ratsmitgliedern die nicht mehr dem Stadt-
rat angehören abzuschreiben (Art. 32 Bst. b), soweit sie nicht übernommen wurden. 
Abschreibung Art. 32 Parlamentarische Vorstösse werden abgeschrieben: 

a) wenn sie innert 6 Monaten nach ihrer Einreichung nicht begründet 

worden sind; 

b) wenn ihre Urheberin oder ihr Urheber aus dem Stadtrat ausgeschieden 

und der Vorstoss nicht innert eines Monats von einer Mitunterzeichne-

rin oder einem Mitunterzeichner auf Anfrage des Stadtratsbüros über-

nommen worden ist; 

c) wenn sie von der Urheberin oder vom Urheber zurückgezogen werden. 
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In diesem Sinne werden dem Stadtrat folgende Vorstösse unterbreitet: 
 

1. Motion 110 Zoss; Revision der „Sonderbauvorschriften zum Überbau-
ungsplan Kernzone“ 

Ablauf der (bereits mehrmals verlängerten) Frist: März 2016 
Übernommen durch Brigitte Deschwanden Inhelder 
 
Die Motion verlangt, die Nutzungsvorschriften der Altstadt anzupassen und weniger restriktiv 
auszugestalten, namentlich soll der Ausbau der Dachgeschosse zulässig sein. 
 
Die Revision der Kernzonenplanung wurde nach der öffentlichen Mitwirkung vom Kanton vor-
geprüft. In seiner Stellungnahme vom Dezember 2015 verlangt dieser, die vorgesehenen An-
passungen bezüglich Denkmalschutz, Hochwassersituation und neuer (gesamtschweizeri-
scher) Messweisen im Bauwesen nochmals zu überprüfen, bzw. anzupassen. Die inhaltlich 
sehr anspruchsvollen Arbeiten werden von der Nidauer Stadtplanung zügig bearbeitet. Die 
Kernforderung des Motionärs – Ausbaumöglichkeiten der Dachgeschosse – ist soweit unbe-
stritten, kann aber erst mit der gesamten Revision der Kernzone in Kraft treten. Es ist heute 
nicht auszuschliessen, dass das Teilvorhaben „Kernzonenrevision“ mit der umfassenden Orts-
planungsrevision zusammengeführt werden muss. Bekanntlich beeinflussen zwei weitere Pla-
nungen auf dem Gemeindegebiet von Nidau den Verlauf und den Abstimmungsbedarf von 
Planungsinhalten wesentlich: AGGLOlac und Begleitplanung A5. 
 
Der Gemeinderat beantragt deshalb dem Stadtrat, die Frist zur Erfüllung der Motion 110 bis 
Ende März 2018 zu verlängern. 

2. Postulat 181 Fuhrer; Reglement über die Benützung der Schulanla-
gen ausserhalb der Schulzeiten 

Ablauf der Frist: März 2016 
Übernommen von Susanne Schneiter Marti 
 
Gemäss Artikel 66 Absatz 2 Buchstabe c der Stadtordnung ist der Gemeinderat explizit dazu 
verpflichtet, Benützungsordnungen für Gemeindeanlagen zu erlassen. Er wird dies im Hinblick 
auf das neue Schuljahr 2016/17 auch tun. Ein Verordnungsentwurf liegt vor und soll in den 
nächsten Wochen (nach Redaktionsschluss dieser Vorlage) betroffenen und interessierten 
Personen, Gruppierungen und politischen Parteien zur Vernehmlassung unterbreitet werden. 
Bei der Erarbeitung des Entwurfs wurde versucht die inhaltlichen Anliegen des Vorstosses zu 
berücksichtigen und dabei ebenfalls neuere Regelungen anderer Gemeinden in die Gesamtbe-
trachtung einzubeziehen. 
 
Der Gemeinderat beantragt deshalb dem Stadtrat, die Frist zur Erfüllung des Postulats 181 
bis Ende November 2016 zu verlängern.) 
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3. Postulat 131 Schmid; Werkhof Gemeinde Nidau 

Sistierter Vorstoss. Abschreibung. 
Übernommen durch Jörg Simon und von diesem von Ralph Lehmann 
 
Das Werkhofareal und die angrenzenden Parzellen (Parkplatz und Spielplatz) werden in ab-
sehbarer Zeit nicht einer verdichteten Überbauung mit Wohnnutzung zugeführt. Die laufende 
Planung AGGLOlac soll die vielfältigen Ansprüche abdecken, ohne dass das Werkhofareal mit 
seinen angrenzenden Flächen einer intensiveren Nutzung zugeführt werden müsste. Der Ge-
meinderat hat dies ebenfalls in seinem städtebaulichen Leitbild so definiert. Von der Ab-
schreibung des Vorstosses ist die Frage, ob der Werkhof auch weiterhin und für längere Zeit 
an diesem Standort bleiben muss, nicht betroffen.  
 
Der Gemeinderat beantragt daher dem Stadtrat, das Postulat 181 abzuschreiben. 

Beschluss 

Der Stadtrat von Nidau beschliesst gestützt auf Art. 34 Abs. 2 bzw. 35 Abs. 1 der Geschäfts-
ordnung des Stadtrats: 
 

1. Für die Motion 110 Zoss; Revision der „Sonderbauvorschriften zum Überbauungsplan 
Kernzone“ wird eine Fristverlängerung bis Ende März 2018 gewährt. 

2. Für das Postulat 181 Fuhrer; Reglement über die Benützung der Schulanlagen aus-
serhalb der Schulzeiten wird eine Fristverlängerung bis Ende November 2016 ge-
währt. 

3. Das Postulat 131 Schmid; Werkhof Gemeinde Nidau wird abgeschrieben. 
 
 
 
2560 Nidau, 16. Februar 2016 sto 
 
NAMENS DES GEMEINDERATES NIDAU 
Die Stadtpräsidentin Der Stadtschreiber 
  
Sandra Hess Stephan Ochsenbein 

 
 
 
 
 
Beilage: Originalvorstösse 
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